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In 
fünftheiligen Zeile in Betitichri 


Nr. 578. Mittag: Ausgabe. 


Telegraphiſche Depeſche. 

Frankfurt a. M., 9. Dezbr. Der geſetzgebende Körper be⸗ 
ſchloß heute aus Anlaß der Abſtimmung der ſiebzehnten Curie in der 
vorgeſtrigen Bundestagsſitzung einſtimmig: 

1) Den Senat zu einer Erklärung darüber aufzufordern, wie die 
freie Siadt Frankfurt geſtimmt habe. 

2) Den Senat zur ſofortigen Anerkennung des Herzogs von Au⸗ 
guſtenburg als einzigen Erbberechtigten für die Herzogthümer auf: 
zufordern. 


1 Sgr. 


4 Preußen. 
Landtags: Verhandlungen. 

13. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (9. Dezbr.) 

Die Tribünen ſind gefüllt; in der Diplomatenloge Staatsminiſter a. D. 
Frhr. v. d. Heydt. — Am Miniſtertiſche die Miniſter v. Bodelſchwingh, Graf 
zur Lippe, v. Selchow und mehrere Regierungscommiſſarien. 5 

Präſident Grabow eröffnet die Sitzung kurz nach 10 Uhr mit den ge 
wöhnlichen geſchäftlichen Mittheilungen. Ein Schreiben des Juſtizminiſters 
beantragt die nach Art. 84 der Verfaſſungs⸗Urkunde erforderliche Genehmi⸗ 
gung zur ſtrafrechtlichen Verfolgung des Abg. Dr. Johann Ja⸗ 
coby wegen Vergehen gegen 5 75 und 87 des Strafgeſetzbuches. (Ueber 
den Rekurs des ſeitens der Oberſtaatsanwaltſchaft behaupteten Thatbeſtandes 
iſt bereits früher Mittheilung erfolgt.) 

Abg. Dr. Jacoby: Die Entſcheidung über den Antrag des Herrn 
Juſtizminiſters ſteht natürlich dem hohen Haufe zu; da aber der Antrag 
meine Perſon betrifft, ſo erlaube ich mir meinerſeits den Wunſch auszuſpre⸗ 
chen, das hohe Haus wolle die Genehmigung ertheilen, damit ich ſo bald 
als möglich in den Stand geſetzt werde, die gegen mich erhobene Anklage zu 
widerlegen. Meiner Thätigkeit als Abgeordneter wird, glaube ich, in kei⸗ 
ner Weiſe dadurch Eintrag geſchehen. Ich bitte, meinen Wunſch zu erfüllen. 
— Abg. Parriſius (Brandenburg): Es handle ſich bei dergleichen Vor⸗ 
lagen nicht um die Perſon des einzelnen Abgeordneten, ſondern um das 
Intereſſe der Wähler; dies müſſe vom Haufe erwogen werden; er beantrage 
deshalb die Ueberweiſung des Schreibens des Juſtizminiſters an die Juſtiz⸗ 
Commiſſion. — Das Haus beſchließt demgemäß. 

Finanzminiſter v. Bodelſchwingh: Se. Majeſtät der König haben den 
Herrn Kriegsminiſter und mich zur Einbringung eines Geſetzentwurfs, 
betreffend den außerotdentlihen Geldbedarf der Militärs und 
Marineverwaltung, zu ermäctigen geruht. Indem ich, dieſem allerhöch⸗ 
ſten Auftrag entſprechend, dieſen Entwurf zunächſt in dieſem Hauſe einbringe, 
erlaube ich mir, den In halt des Gejegentwuris mit wenigen Worten dem 
Hauſe mitzutheilen. Es ſagt § 1, daß der Kriegsminiſter zu den außeror⸗ 


dentlichen Ausgaben für diejenigen Maßregeln ermächtigt werden ſolle, welche ] 


in Folge der wegen Schleswig⸗Holſtein mit Dänemark ausge⸗ 
brochenen Streitfrage zu erfolgen haben. Um die Möglichkeit ſolcher 
Ausgaben herbeizuführen, wird im § 2 der Finanzminiſter ermächtigt, dem 
Kriegsminiſter die nöthigen Geldmittel zur 81 zu ſtellen, und, um 
dies zu können, eine Staatsanleihe von 12 Millionen (Senſation) zu 
contrahiren. Es ſoll dieſe Anleihe vom Jahre 1865 ab jährlich mit wenig⸗ 
ſtens 1 pCt. getilgt, und die 5 9 00 erſelben, wie es in ähnlichen Fäl⸗ 
len ſtets geſchehen iſt, und m. E. geſchehen muß, der Hauptperwaltung der 
Staatsſchulden übertragen werden, und zwar ganz gemäß den Beſtimmungen, 
die bereits früher, beſonders durch das Geſetz vom 25. März 1852, näher 
feſtgeſtellt ſind; endlich wird im ne vorgeſchrieben, daß dem 
Landtage bei ſeinem nächſten Zuſammentritt über die Verwen⸗ 
dung der Gelder Rechnung gelegt werden ſolle. — Der Geſetzent⸗ 
wurf iſt mit Motiven begleitet, die den im Allgemeinen ſchon bekannten 
Sachverhalt näher darlegen und die Nothwendigkeit herausſtellen, daß 
eine . eintreten müſſe; auch über die Höhe derſelben 
geben die Motive näheren Aufſchluß. 1 

Als bekannt darf ich vorausſetzen, glaube aber doch hier anführen zu 
müfjen, daß in der zu dieſem Geſetzentwurf Veranlaſſung gebenden Angele: 
gen eit „und zwar in Folge der für die Regierung eine Verpflichtung her⸗ 
eiführenden Bundesbeſchlüſſe“, ſchon militäriſche Vorkehrungen haben ge: 
troffen, oder doch eingeleitet werden müfjen. el werd daß dies von hier 
aus durch meinen Mund dem Hauſe mitgetheilt werden müſſe; aber eben 
ſo entſchieden bin ich der Anſicht, „daß es einer Rechtfertigung jener Vor⸗ 
kehrungen bei der Lage der Sache nicht bedarf.“ — Indem ich den Aller 
entwurf, die allerböchſe Ermächtigung und die dazu gehörigen Motive über⸗ 
gebe, ſtelle ich dem Hrn. Präsidenten anheim, ob es er fein dürfte, 
zur Vorberathung dieſes Geſetzentwurfs, um deren möͤglichſte Beſchleunigung 
ich bitte, eine beſondere Commiſſion zu wählen, falls nicht beſchloſſen wird, 
denſelben vielleicht der Finanz⸗Commiſſion zu überweiſen. 

Abg. v. Sybel: Wenn eine der beſtehenden Commiſſionen damit bes 
auftrat werden ſollte, jo müßte dies feines Erachtens die X., — ſchleswig⸗ 
holſteiniſche — Commiſſion fein; er ſchlage indeſſen vor, eine beſondere, aus 
21 Mitgliedern beſtehende Commiſſion zu wählen. — Das Haus tritt dem 
bei und beruft der Präſſdent die Abtheilungen auf morgen, Donnerstag 9% 
Uhr, zur Wahl der eben beſchloſſenen Commiſſion. g 5 

Erſter 8 1 5 der Tages⸗Ordnung iſt die „Vereidigung der noch nicht 
vereidigten Abgeordneten“; dieſelbe erfolgt durch den Präſidenten unter Be⸗ 
obachtung der üblichen Formalitäten; es leiſten den Verfaſſungseid die Ab? 
geordneten: Aegerter, Auffermann, Böck, v. Brockhauſen, Graf v. Bünau, 
‚Donalies, Dr. Fühling, Großmann, Dr. J. Jacoby, Jänſch, Menn, Keller, 
Kratz wor) Kunde, Lehmann, Lenarz, Marquardt, Dr, 998 Rohn, 
Quoos, Rumpf, Schlieper, Schnapka, Dr. Temme, Dr. Ule, v. Valentini, 
Wächter, v. Waldau, Reitzenſtein, Wartze, Weltzel, Zacher und Zapp. 

Es 11775 die Wahl dreier Mitglieder zur Staatsſchulden⸗ 
Commiſſion durch Vollziehung des Namenaufrufs; die Ermittelung 
wird durch die Schriftführer vorgenommen und das Reſultat noch im Laufe 
der Sitzung dem Hauſe mitgetheilt werden. ? ö 

Das Haus fährt hierauf in der Budgetberathung fort; auf der Tages⸗ 
Ordnung ſteht zunächſt der Etat der Justizverwaltung. Berichterſtatter Abg. 
Krieger en Abg. Parriſius (Brandenburg). 5 

ur allgemeinen Debatte ergreift Abg. Kantak (von der polniſchen 
Fraction) das Wort: Er hätte manche Beſchwerde und manches Bedurfniß 
vorzutragen. Die Commiſſion habe aber ausgeſprochen, daß, fie mit Rückſickt 
auf die gegenwärtigen Zeitverhältniſſe von manchem Antrage Abſtand nehme, 
und auch er halte aus demſelben Grunde mit ſeinen Anträgen zurück und 
wohl auch mit Rückſicht auf das gegentoärtige Ministerium, welches nach 
feiner Politik in der polniſchen Frage, ſchwerlich eine Erfüllung feiner (des 


„ Wünſche hoffen laſſe. 
Bei der Spezialberathung entſpinnt ſich über den Antrag der Com⸗ 
wiſſion auf Abſetzung von 41,000 Thlr. ſchleſiſcher Zuchthausgefälle eine 
kune Discuſſion, indem der Abg. Graf Pfeil beantragt, dieſe Poſition noch 
ſtehen zu a bis die Unterhandlungen zwiſchen der Regierung und dem 
ſchleſiſchen Provinzial⸗Landtage beendet ſeien. — Der Autiqminiter Graf 
ur Lippe erklärt, daß vorausſichtlich die mit den Provinzia Ständen 
chwebenden Verhandlungen noch vor dem 1. Januar 1864 beendet ſein wer⸗ 
den. Für den Fall aber, daß dieſe Vorausfegung nicht eintrete, bitte er, 
die Poſition noch ſtehen zu laſſen, die Regierung werde für deren ſchleunigſte 
Abſetzung Sorge tragen. ? 
Der Berichterttatter Abg. Krieger (Goldapp) erklärt, daß die Commiſ⸗ 
ſion die ſchleſiſchen Zuchthausgefälle für geſetzwidrig erkannt habe, und 
daß dieſelben ſchon ſeit zwanzig Jahren nicht mehr au Recht beſtehen könn⸗ 
ten. Der Reg.⸗Comm. Geh. Ober ⸗Regierungsrath Ribbeck conſtatirt, daß 
die Staatsregierung die Anſicht feſthalte, daß dieſe Einnahmen auf einem ſpe⸗ 
ziellen Rechtstitel beruhten, daß ſie aber aus andern Gründen die Abſetzung 
des Fonds beabſichtige. Die Verhandlungen ſeien dem Schluſſe nahe, und 
Pi die Regierung die Abfegung in kurzer Zeit herbeizuführen. — Der Ne 
ferent erklärt noch einmal, daß die Comm. die Abgaben für ungeſetzlich halte, 
und das Haus genehmigt die Abſetzung der Summe. Die übrigen Anträge 
der Comm. bei den Einnahmen des Juſtizetats werden ohne jede Debatte 
e dig bah wn geſchieht bei den Ausgaben. Nur zu Titel 16 (Perſön⸗ 
liche Ausgaben) nimmt Abg. Otto das Wort, um auf das Mißverhältniß 
in der Lage der diätariſch beſchäftigten Subalternbeamten bei 


Biertelſähriger Ubonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl. 
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Bierundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. Donnerstag, den 10. Dezember 1863. 


den Gerichten gegenüber dem bei den übrigen Reſſorts beſchäftigten aufmerk⸗ 
ſam zu machen. Eine Beſſerung weiſe allerdings der Etat bereits auf, er 
wünſche indeß eine 11 0 zur vollſtändigen Beſeitigung des Mißverhält⸗ 
niſſes gegeben zu haben. edner wünſcht namentlich eine größere Vermeh⸗ 
rung der etatsmäßigen Stellen. — In gleicher Weiſe macht Abg. Henrici 
den Juſtizminiſter auf die ſchlechte Lage aufmerkſam, in welcher ſich die bei 
den Gerichten beſchäftigten ſog. „Lohnſchreiber“, die freilich im Etat jetzt zu 
„Hilfsſchreibern“ avancirt ſeien (Heiterkeit), befinden, die auf Accord den Bo⸗ 
gen für 2—3 Ser, arbeiten, und dabei doch gleich andern Beamten den ver⸗ 
faſſungsmäßigen Eid geleiſtet haben. Er befürwortet mit warmen Worten 
eine Beſſerung der Lage auch dieſer auf Kündigung angeſtellten Beamten. 
— Damit wird der Gegenſtand verlaſſen. 

Bei den einmaligen und außerordentlichen Ausgaben (Gefängniß⸗Bauten) 
macht der Abg. v. Kleinſorgen auf einige Mißſtände bei den Gefangenen: 
ſtationen Münſters aufmerkſam. Der Reg.⸗Commiſſar Geh. Rath Sydow 
berficherte, die Regierung werde die möglichit baldige Deieitigung derſelben 
im Auge haben. — Damit iſt die Beratbung des Juſtizetats beendigt. 

Der Juſtizminiſter bittet um das Wort zur Einbringung zweier Ge⸗ 
ſetzentwürfe. Der eine derſelben betrifft den Art. 74 zur Einführung des 
Handelsgeſetzbuches hinſichtlich der Gebühren der Handelsgerichte, für 
die nach dem Einführungsgeſetze zum Handelsgeſetzbuch innerhalb dreier 
Jahre die Genehmigung des Landtags eingeholt werden muß. Die Verord⸗ 
nung datirt vom 27. Januar 1862 und hat ſich, wie der Juſtizminiſter mit⸗ 
theilt, praktiſch bewährt. Die erforderliche Genehmigung wird jetzt beantragt. 
— Der zweite Geſetzentwurf war bereits dem Landtage vorgelegt und betrifft 
die Ermäßigung der Gebühren für Nachlaßregulirungen. — 
Beide Geſetzemwürfe werden der Juſtizcommiſſion überwieſen. 72. 

Es folgt die Berathung des Berichts der Budgetcommiſſion über eilf ver⸗ 
ſchiedene Etats. — Berichterſtatter Abg. Frhr. v. Hoverbeck. — Die Etats 
des Herrenhauſes und des Hauſes der Abgeordneten werden ohne 
Bemerkung genehmigt. — 120 

Beim Etat für das Büreau des Staatsmini ſteriums ergreift bei 
dem Antrage der Commiſſion, das Gehalt des Directors des literariſchen 
Büreaus mit 1200 Thalern nicht zu bewilligen, der Miniſter Graf zu 
Eulenburg das Wort gegen den ſpätern ee f Commiſſion, die für 
den Dispoſitions⸗Fonds für allgemein politiſche Zwecke in Höhe 
von 31,000 Thalern beantragte Summe, wie im vorigen Jahre, zu ſtrei⸗ 
chen. — Dieſen Fonds halte die Regierung für abſolut nothwen⸗ 
dig; das Haus werde ja Gelegenheit haben, ſeine Oppoſition auf 
einem andern Felde zu beweiſen. Er mache darauf aufmerkſam, daß gerade 
die Abſetzung d ieſes Poſtens ganz vorzüglich das Herrenhaus bewogen 
habe, dem Etat für 1862 ſeine Zuſtimmung zu verſagen. Es wünſchten ja 
Alle ſehnlich, daß endlich ein Budget zu Stande käme, und man ſollte 
doch nicht an eine ſo kleine Poſition ankämpfen, um dieſes Zuſtandekommen 
zu erſchweren. Die Regierung halte dieſen Fonds durchaus für nothwendig 
ur Fortführung der Geſchäfte und zur Vertretung der Intereſſen Preußens 
im In⸗ und Auslande. £ 4 b 

Abg. Mitſchke⸗Collande: Er ſei auch' einmal Mitglied der Budget⸗ 
Commiſſion geweſen, der gleichzeitig zwei Finanzautoritäten der liberalen 
Partei angehört, die Herren Kühne und v. Patow. Dieſe hätten den rich⸗ 
tigen Grundſatz aufgeſtellt, wenn ein Etat zu Stande kommen ſolle, müſſe 
ſich die Budgetcommiſſion über vie Parteien ſtellen. Es müſſe demzu⸗ 
folge bei jeder einzelnen Frage geprüft werden, ob ein preußiſches Miniſte⸗ 
rium ohne die betr. Summe überhaupt beſtehen könne oder doch derſel⸗ 
ben dringend bedürfe. Es ſei nie vorgekommen, daß die ganze für dieſen Fonds 
beantragte Summe geſtrichen . er würde dieſelbe auch einem Mi⸗ 
niſterium der Fortſchrittspartei bewilligen. Wenn man Preßfreiheit wolle, 
ſo dürfe man auch dem Staatsminiſterium die Mittel nicht vorenthalten, die 
es in den Stand festen, feine Anſichten geltend zu machen, auch im preuß.“ 

terefje auf die Preſſe des In⸗ und Auslandes zu wirken. Er halte die 
f ewilligung der l Summe im chen des Landes für geboten. 

Abg. v. Vincke⸗Olbendorf ſpricht ſich ebenfalls für Bewilligung des 
Fonds aus, der ſeiner Meinung nach für jede Regierung nothwendig ſei, 
verwahrt ſich aber ausdrücklich dagegen, daß er damit der Regierung ein 
Vertrauensvotum geben wolle. 

Abg. Dr. Virchow: Wenn das Haus dieſen Fonds der Regierung nicht 
bewillige, fo gehe es von der gewiß gerechtfertigten Anſicht aus, daß die ges 
genwärtige Regierung denſelben zum Schaden des Landes anwende. 
uiid) Zur Einwirkung auf die deutſche außerpreußiſche Preſſe 
edürfe die Regierung keines Fonds, dazu gehöre nur eine gute deutſche Po⸗ 
litik (ſehr en eh Er mache darauf aufmerkſam, wie die Regierung mit 
allen Kräften beſtrebt geweſen ſei, die deutſche, preußenfreundliche Preſſe 
(3. B. die „Süddeutſche Zeitung“) durch Verbot ihrer Verbreitung zu ſchä⸗ 
digen. Ihre Thätigkeit in Auslande habe nur in einigen ungeſchickten, 
um nicht zu ſagen lächerlichen Artikeln (ſehr wahr) im „Journal des Debats“ 
und andern franzöſiſchen Blättern beſtanden, die einen Eindruck ſchon des⸗ 
halb nicht zu machen im Stande geweſen, weil man ihnen ſofort das Offi⸗ 
cielle, Erkaufte angeſehen. 1 

Was die inländiſche Preſſe anlange, ſo laſſe er dahingeſtellt, ob die Aus⸗ 
laſſung der „Norddeutſchen Allg. Zeitung“ oder ſonſt welcher Organe der 
Regierung der Regierung beſonders nützlich ſeien, er glaube aber nicht, 
daß es das Intereſſe des Landes verlange, dieſer Regierung noch die Mit⸗ 
tel zu gewähren, um ihre abſonderlichen Tendenzen durch die Preſſe zu ver⸗ 
treten. Das ſei zu viel verlangt. Was die Bemerkung des Miniſters be⸗ 
treffe, daß das Herrenhaus gerade an dieſer Stelle, an der Verwerfung 
dieſes Poſtens beſonderen Anſtoß genommen und deswegen den Etat pro 
1862 verworfen habe, jo glaube er, könne das Haus es darauf ankommen 
laſſen, ob das Herrenhaus die Verantwortung des Nichtzuſtandekommens 
des Budgets noch einmal auf ſich nehmen werde. Das Herrenhaus habe 
übrigens nur das Recht, den Etat im Ganzen zu bemängeln und zu verwer⸗ 
fen, nicht aber einen einzelnen Poſten, und er glaube, es würde ſich, wenn 
ihm nur die Streichung dieſes einen Poſtens anſtößig geweſen wäre, 
zehnmal bedacht haben, ehe es das Budget verworfen hätte. $ 

Abg. v. Sauden (Gerdauen): Der Minifter des Innern verlange die 
Bewilligung des Dispoſitionsfonds im Intereſſe des Landes. Er müſſe 
dieſes Intereſſe anders auffaſſen, da die Regierungsorgane nur dazu beſtimmt 
zu ſein ſcheinen, die Beſchlüſſe der Majorität des Hauſes zu entſtellen. Das 
thue in ganz beſonderer Weiſe die ſogenannte reel ben Seen 
die offenbar amtlichen Urſprungs ſei und mit den Kreisblättern den Schulzen 
und Ortsvorſtehern ſeines Kreiſes zugeſtellt werde. Er richte an den Mini⸗ 
ſter des Innern die Frage, ob die Köſten dieſer „Provinzial⸗Correſpondenz“ 
etwa auch aus dieſem Dispoſitionsfonds beſtritten würden. Es würde dies 
nur ein Grund mehr für ihn ſein, gegen die Bewilligung zu ſtimmen. 

Miniſter Graf Eulenburg: Wenn Abg. Virchow meine, bei einer ra 
Politik bedürfe die Regierung keiner beſonderen Regierungspreſſe, fo klinge 
das allerdings ſehr verlockend, ſei aber nicht ſtichhaltig. Keine Handlung 
der Regierung liege ſo offen, daß ſie vor Mißverſtändniſſen bewahrt ſei, die 
von der Regierung aufgeklärt werden müßten. Wenn der Landtag verſammelt 
ſei, ſo könne ſie dies mündlich thun, aber auch wenn er auseinandergegan⸗ 
gen, müſſe ſie im Stande ſein, dies thun ji können. Die Regierung könne ſich 
nicht darauf einlaſſen, den anderen Blättern fortwährend „Berichtigungen“ 
zuzuſenden. — Das Eingehen der gouvernementalen Blätter würde übrigens 
auch die liberalen Organe in große Verlegenheit fetzen (Heiterkeit), Was die 
Provinzial⸗Correſpondenz Deal fo bewähre ſich dieſelbe ſelbſt; 20,0 0 
Exemplare würden davon abgelegt und kein einziges würde gratis ver⸗ 
theilt (Bewegung, Heiterkeit). Der Grundgedanke derſelben ziele dahin, die 
Sache jo klar als möglich hinzuſtellen, die Beruhigung der Gemüther auf 
dem Wege der Preſſe zu bewirken. : 

Abg. Wagener (Reuſtettin): Er ſei überraſcht, von der Seite, zu deren 
Schlagwort bekanntlich auch die Preßfreiheit gehöre, ſo geringſchätzige 
Urtheile, wenn auch nur über die officielle Preſſe, zu vernehmen. In England 
dächte man nicht daran, von dieſen geheimen Fonds für die Preſſe zu ſprechen 
und ſelbſt der Radikalſte der Radikalen würde ihnen die Bewilligung nicht 
berfagen. Eine officielle Preſſe mache ſogar mehr Anſprüche auf Beachtung, 
als das, was ein unbekannter Publiciſt in irgend einer Sache ſchreibe, wie 
man dies deutlich bei der officiellen kaiſerlich franzöſiſchen Preſſe ſähe, deren 
Produkte faſt als Staatsakte galten. Er bedauere, daß unſere officielle Preſſe 
nicht mehr von den andern Ländern gelernt habe; es läge dies allerdings 
mit an der Unzuverläſſigkeit ihrer Mitarbeiter. Sie müſſe dreiſter fein in 


zeitung 


Aaken Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint 


der Betonung des Umſtandes, daß fie officiell ſei. Wenn man der officie 5 
Preſſe vorwürfe, daß die Mitarbeiter bezahlt würden, ſo begreife er dieſe 
Vorwurf nicht; könne doch keine Zeitung beſtehen ohne regelmäßig honorirte 
Mitarbeiter, die natürlich als Mitarbeiter der officibſen 55 aus Ueber⸗ 
zeugung im Sinne der Regierung ſchrieben (Heiterkeit). an werde doch 
nicht etwa behaupten wollen, daß es eine Unehre ſei, von der Regierung 
Geld zu nehmen; ſonſt müßte er allerdings ſagen, daß ihm dies Laſter in 
Preußen ſehr verbreitet zu ſein ſcheine. Keine Regierung könne ohne dieſen 
Fonds wirthſchaften, der auch dem liberalen Miniſterium bewilligt worden ſei⸗ 
Es ſei derſelbe aber auch zur Vertretung der preußiſchen Politik nach außen 
hin nothwendig, um den Beſtrebungen der auswärtigen Preſſe im preußiſchen 
Intereſſe entgegenzutreten. Ss 

Er finde nur die Geringfügigkeit der Summe zu bemängeln. Wenn die 
Regierung in den Stand geſetzt wäre, zu dieſem Zwecke ebenſo große Sum⸗ 
men zu verwenden, wie eine andere deutſche Großmacht, ſo würde die ſtellen⸗ 
weit ſo auffallend ſchwarz⸗gelb gefärbte öffentliche Meinung gar bald eine 
ſchwarz⸗weiße Färbung annehmen. — Die Fortſchrittspartei bewege ſich in 
der vorliegenden Frage auf einem Felde, auf welchem das franzöſiſche Ver⸗ 
faſſungsleben zu Grunde gegangen ſei. Es ſei das, wie Prof. Gneiſt in 
ſeinem bekannten Werk über die engliſche Verfaſſung bemerkt, die Verwechſe⸗ 
lung zwiſchen parlamentariſcher Verfaſſung und conſtitutioneller Verwaltung, 
die namentlich darin beſtehe, die Exiſtenzfragen des Staates als Parteifragen 
zu behandeln. (Bravo der Conſervativen.) 42 

Abg. Aßmann: Die 31,000 Thaler ſeien nicht blos zur Einwirkung auf 
die „in⸗ und ausländiſche Preſſe“ beſtimmt, ſondern auch noch für andere 
Zwecke, welche das Licht der Oeffentlichkeit ſcheuen müſſen. Er kenne z. B. 
in Berlin eine beſtimmte Perſönlichkeit, deren Aufgabe es ſei, in den 
ſen der Abgeordneten zu bewegen, und deren Fractionsbeſchluſſe und Aeuße⸗ 
rungen an das 1 und mehrere Reſſort⸗Miniſter zu rappor⸗ 
tiren. (Ruf: Namen! Namen!) Er könne den Namen nennen und auch 
Zeugen beibringen, wenn dies von competenter Stelle aus verlangt werde. 
Ob dergleichen amtliche Spionirerei im Intereſſe des Landes und der Regle⸗ 
rung liege, überlaſſe er dem öffentlichen Urtheile. — Miniſter Graf Eulen 
burg: Es ſei die in Rede ſtehende Summe ſpecifiſch N et 
die Regierung habe für das, was ſie damit thue, nicht das Licht 
begreiflicher Weiſe wünſche ſie Manches davon geheim zu halten. 

Abg. v. Sybel: Der Warnung des Abg. Wagener, nicht alle Staats⸗ 
angelegenheiten in das Parteitreiben zu ziehen, ſtimme er durchaus bei; dies 
ſei aber auch niemals von Seiten der liberalen Partei geſchehen; nie habe 
dieſelbe die Thätigkeit der Beamten und der Staatsbürger nach Partei⸗ 
„Standpunkten“ und nach Partei⸗„Rückſichten“ beurtheilt, ſondern immer und 
überall nur nach den wirklichen Bedürfniſſen des Staatsweſens. Die gang 
Einrichtung ſolcher Subſidienfonds iſt aber recht eigentlich Sache des Pa 
weſens, nicht aber der Staatsregierung als ſolcher. Die Hinweiſung des 
Herrn Miniſters und des Abg. Wagener auf die franzöſiſche Preſſe könne ihn 
nicht beſtimmen, dieſen Fonds zu bewilligen, und eben ſo wenig der Um⸗ 
ſtand, daß als Motiv für die Preßverordnung vom 1. Juni d. J. die „Be⸗ 
ruhigung der Gemüther“ angeführt würden el. Wenn der Abg. Wagener 
meine, das engliſche Parlament lege in ſeinem Verhalten ſolchen geheimen 
Vertrauens⸗Fonds gegenüber eine höhere politiſche Bildung an den Tag, als 
wir, ſo könne er darauf nur entgegnen: „Man gebe uns ein anderes Ver⸗ 
hältniß zwiſchen den Miniſtern und dem Parlamente, ſo wird das Andere 
auch anders werden.“ Wenn der Abg. Wagener davor warne, in die Bah⸗ 
nen des en Parlamentarismus einzulenken, damit wir nicht unter 
Verluſt der conſtitutionellen Freiheit in einen nur mehr oder weniger mit 
conſtitutionellen Formen decorirten Abſolutismus ausmündeten, ſo wünſchte 


er zu Gott, wir wären in der Lage, von einer ſolchen Warnung heute noch 
Nuten ziehen zu können; wir ſtänden ſchon inmitten dieſer Gefahr (ſehr 


wahr), und ſehe er keinen Grund, einer Regierung, die dieſe Gefahr verſchul⸗ 
det, durch eine ſolche Bewilligung noch fein Vertrauen zu bezeigen, 

Was die Sache anlange, ſo werde jede Zeitung wirki 7 — Mit⸗ 
theilungen mit Freuden aufnehmen und es bedürfe zu dieſem Zwecke keines 
beſonderen Ben Um die traurigen Erfahrungen, die, nach feinen Aeuße⸗ 
rungen & liegen, der Abg. Wagener über die Unzuverläſſigkeit der poli⸗ 
tiſchen Schriftſteller in ſeinen Kreiſen gemacht haben müſſe, beneide er den⸗ 
ſelben nicht: er ſehe nur nicht, welchen Vortheil die öffentliche Sittlichkeit 
davon habe, daß der Sold für dieſe käuflichen Seelen durch die Hand der 
Regierung gehe. Was die Einwirkung auf die ausländiſche Preſſe nament⸗ 
lich in Bezug auf die ſchleswig⸗holſteiniſche Frage betreffe, ſo ſtimme er mit 
dem Abg. Virchow überein; die auswärtige Politik der Regierung trage die 
Schuld davon, daß die öffentliche Meinung Europa's gegen das gute Recht 
der Herzogthümer opponire, denn die preußiſche Regierung ſetze alle Segel 
bei, um die wahre Meinung der Majorität des deutſchen Bundes einzu⸗ 
ſchuchtern und in ihr Gegentheil zu verwandeln (hört! hört!); auch in dieſer 
Beziehung ſei er außer Stande, der Regierung ſein Vertrauen zu votiren. 
Jede volksthümliche Regierung werde dom Hauſe bereitwilligſt unterſtützt 
werden; für die öffentliche Preſſe aber und für geheime Fonds, welche 
das londoner Protokoll und gegen die deutſchen Herzogthümer arbeiten, für 
eine auswärtige Politik, die ſich im directeſten Widerſpruche ge en die Aufs 
faſſung der großen Majorität der Volksvertretung befinde, d 5 das Haus 
nimmermehr votiren. 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Es ſei ihm erwünſcht, der 
Vorredner gerade die däniſche Angelegenheit zur Sprache gebracht ha 
Woran liege es wohl, daß in England ſo lange, als der Streit mit Däne⸗ 
mark ſpiele, die engliſchen Zeitungen immer nur die Meinung vertheidi 
welche den Anſchauungen der deutſchen Regierungen zuwider geweſen ſei 
Es liege daran, daß die däniſche Regierung klug und vermögend genug ger 
weſen, um engliſche Blätter zu bezahlen. Hätte die preußiſche Regierung 
Fonds, die das Zehnfache des Verlangten betrügen, ſo würde vieleicht heute 
in England eine ganz andere Stimmung herrſchen. — Wenn der Vorredner 
die Preßverordnung mit den geheimen Fonds in Verbindung bringe, ſo er⸗ 
widere er darauf, daß, wenn der Be 300,000 Thlr. bewilligt worden 
wären, ſie keine Preßverordnung gebraucht haben würde, ſie würde mit den 
Fonds daſſelbe Nel erreicht haben, wie mit der Preßverordnung. — Abg. 
Papendiek: Der Miniſter habe erklärt, daß die Provinzial⸗Correſpondenz 
durch Abonnements ſich ſelbſt erhalte. In dem Kreiſe, welchen er bertrete, 
ſei dies ganz entſchieden nicht der Fall. Dort habe ſich der Kreistag geweigert, 
dein Kreisblatte noch weitere Mittel zu Gebote zu ſtellen, wenn es ſolche 
politiſche Mittheilungen noch ferner aufnehme. Der Redacteur des Kreis⸗ 
blattes habe darauf geantwortet, daß dieſe Artikel ihm, zugeſendet würden 
und die Redacteure überhaupt gezwungen ſeien, die Propinzial⸗Correſpon⸗ 
denz aufzunehmen. Der Herr Miniſter habe nun behauptet, daß dieſe Cor⸗ 
reſpondenz geeignet ſei, eine Beruhigung der Gemüther im Lande zu Pi 
gen. Er glaube gerade das Gegentbeil behaupten zu müſſen. Eine Sechire, 
die nur darauf gerichtet ſei, 55 und Verachtung auf das Abgeordnetenhaus 
zu werfen, könne nur eine Mißachtung gegen die königl. Regierung bervor⸗ 
ruſen, und eine ſolche Lectüre wolle man dem Volke aufzwingen. Die Kreis⸗ 
blätter mußten von den Ortsvorſtehern angenommen und aufbewahrt wer⸗ 
den, zu . brauche — . — Niemand. Der Erfolg bei den Wahlen 
werde die Regierung belehrt haben, daß ſie nicht im Stande ſei, durch dieſe 
Correſpondenz im Lande zu wirken. 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Wenn der Vorredner bes 
auptet habe, daß die Prov.⸗Correſpondenz Haß und Verachtung gegen das 
lagen errege, ſo ſei dies wohl nur feine perſönliche Meinung, 

er könne nach ſeinem Wiſſen behaupten, daß dies nicht der Fall ſei. 

Correſpondenz habe einen belehrenden populären, aber keinen kindiſch attaqui⸗ 
renden Ton. Zu ihm ſei ſogar ſehr oft geäußert worden, daß der Ton der 
ee viel zu milde ſei (Heiterkeit). Urtheile über die Haltung der⸗ 
ſelben ſeien ihm en und aus weiten Kreiſen ſeien dieſelben anerken⸗ 
nend geweſen. Die Correſpondenz werde, wo irgend moglich, den Kreisblät⸗ 
tern beigelegt und ſei ein integrirender Theil derſelben (Oho, ünks); die Orts⸗ 
vorſteher ſeien deshalb verpflichtet, das Kreisblatt mit der Correſpondenz 
anzunehmen und aufzubewahren. Ob die Correſpondenz geleſen werde, das 
ſei Sache eines Jeden (Ah! ahl). — Abg. v. Saucken (Gerdauen): Er könne 
behaupten, daß auf die Prov.⸗Correſpondenz nicht, wie der Herr Miniſter ber 
hauptet, abonnirt werde. In ſeinem ganzen Kreiſe ſei das nicht ge eee 
Die Correſpondenz werde ſelbſt gegen die ernſteſten Proteſte dem &im en 
aufgezwungen. Die Correſpondenz enthalte ganz Zas lud Zeitungsartikel, 
und zwar von einer Haltung, die geeignet ſei, Haß und Verachtung gegen 
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das Abgeordnetenhaus zu erregen. Kein Miniſter habe das Recht, Jemandem 1 Empfängniß, hörte vorſchriftsgemäß die Trauer auf, und zum erſten⸗ 


ES zu befehlen, daß er eine politiſche Zeitung halten müſſe. Er könne darin ei male na ehreren Monaten wurden wir von Glodenflängen geweckt. 
2 nur eine Wahlwüuhlerei von Seiten er Negterung erblicken, gegen welche er : € . Au coder ER 5 nn beseitigt die Kai 850 858 15 ch an 

. hiermit auf das Entſchiedenſte prot fire. ec . 8 ngs⸗Commiſſar: Das Mini⸗ Au „ n die : den Kirchenglocken ſich rühren. — Im 

3 Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Er könne nur wiederholen, daß weil in Folge der größeren | Ienem Feiertage werden die ruhenden Kircheng h 

9 kein Exemplar der Correſpondenz umſonſt weggegeben werde; jedes Exemplar igkei ff i lljährlich größere Reparaturen] geftrigen „Dziennit“ iſt nur eine Adreſſe bemerkenswerth, welche Mu⸗ 


„ werde bezahlt. Ob vielleicht Geſellſchaften exiſtirten, die die Abonnements 
N bezahlen, wiſſe er nicht. url ah!) Er könne nur nochmals verſichern, daß 
„ aus der Redaction keine tummer herauskomme, die nicht be ahlt werde. — 
9 Abg. Wagener (Neujtettin) berichtigt eine Aeußerung des Abg. Virchow in 
. Bezug auf die Mitarbeiter an Regierungsorganen. — Abg. Jung: In 
19 5 einem Lande, wo die Beamtenehre ſo hoch ſtebe, wie in Preußen, wo der 
79 niedrigſte Subalternbeamte der ſchief angeblickt werde, l en zu wer⸗ 
den verlange (Heiterkeit), müſſe das Rechtsbewußtſein des Volkes auf's ſtärkſte 
eetrſchüttert werden, wenn die höchſte Behörde nach der Krone tagtäglich herab⸗ 
geſetzt werde, wie dies die gouvernementale Preſſe und namentlich die Pro⸗ 
vinzialcorreſpondenz thue. Der Miniſter meine, wenn der Dispoſitionsfonds 
größer wäre, würde der Einfluß der Regierung im Auslande ſich ſteigern. 
Er beſtreite dies, und wenn der Fonds auch auf 1 Million erhöht würde: 
der Einfluß würde nicht ſteigen, denn die auswärtige Politik Preußens habe 
ſich um alle Sympathien gebracht. (Hört! hört!) ö a 
Wenn aber der Miniſter von der Wirkung der officidſen Preſſe im 
Inneren ſpreche, ſo glaube er, es würden gradezu Prämien nothwendig ſein, 
um den Leſerkreis jener Preſſe zu erweitern (Heiterkeit). — Es gebe keine 
größere motalifhe Niederlage für eine Regierung, als wenn ſich ihr keine 
Concurrenz unabhängiger Blätter freiwillig darböte, da es ja für ein Blatt 
ein bedeutender Vortheil ſei, miniſterieller Mittheilungen gewürdigt zu wer⸗ 
den. — Dem Abg. v. Mitſchke⸗Collande erwidere er, ein Miniſterium feiner (des 
Redners) Partei würde den Fonds gar nicht in Anſpruch zu nehmen brau⸗ 
chen, weil die liberalen Blätter ihm freiwillig zu Gebote ſtehen würden. Der 
Miniſter des Innern habe ferner gejagt, die gouvernementaten Blätter ſeien 
für die liberalen Organe ein Bedürfniß; er gebe das zu, daß ſie zeitweiſe 
von Vortheil geweſen ſeien. So hätten z. B. während der Dauer der Preß⸗ 
verordnung, die liberalen Blätter, da ſie keine Leitartikel ſchreiben konnten, 
durch Uebernahme gewiſſer Regierungsorgane in ähnlicher Weiſe gewirkt, 
wie die Spartaner, welche ihrer Jugend betrunkene Heloten als abſchrecken⸗ 
des Beiſpiel vorführten (große Heiterkeit). Nun könnte man doch für dieſe 
—— Sud Kr ehrung kein Geld aus Staatsfonds bewilligen Lebhaftes 
ravo links). 4 
Abg. v. Vincke⸗Olbendorf: Auch in feiner Gegend lin Schleſien) 
habe man jetzt die Preiſe der Kreisblätter, denen die Provinzial⸗Correſpon⸗ 
denz beigelegt ſei, erhöhen wollen; er habe ſich in ſeinem Kreiſe dagegen er⸗ 
klärt. Uebrigens finde dort ein Zwang nicht ſtatt. Auch er glaube, daß ſich 
die Reg. im großen Irrthum befinde, wenn ſie mit jährlich 300,000 Thlr. 
die öffentliche Meinung umſtimmen zu können meinte. — Abg. Dr. Virchow: 
Die Natur des in Rede ſtehenden Jen ſcheine in der bisherigen Debatte 
mißverſtändlich aufgefaßt worden zu ſein. Es betreffe derſelbe nur ſpeziell 
das literariſche Bureau, welches ſich mit der inländiſchen und 
deutſchen ausländiſchen Preſſe zu beſchäftigen habe. Die Debatte, wie 
ſie bis jetzt ſtattgehabt, habe eigentlich ihre Stelle bei dem Etat des Mini: 
ſteriums der auswärtigen Angelegenheiten. Er gebe dem Abg. Wagener 
zu, daß dort der Fonds für die ausländiſche Preſſe zu gering ſei, müßte bei 
einer regelrechten Politik auch bedeutend erhöht werden. Der gegenwär⸗ 
tigen Regierung würde die 1 480 nichts nützen. Ein einzelner Mann, 
n deutſcher Flüchtling, Carl Blind, = für die Aufklärung der öffentlichen 
Meinung in England, zu Gunſten der deutſchen Rechtsanſprüche gegen die 
dänische Regierung mehr gethan, als die preußische Regierung mit ihren 


Fonds je vermocht hätte. dir die deutſche und inländiſche Preſſe genüge 


rawieff von einigen zwanzig Bauern aus dem Auguſtowoſchen im Na⸗ 
men ſo und ſo vieler Gemeinden ſich hat überreichen laſſen. In dieſer 
Adreſſe wird ſchon deutlich die Bitte ausgeſprochen, daß das Gouverne⸗ 
ment Auguſtowo „an das verwandte Rußland einverleibt“ werden 
möge. — Die Mittheilung der „Oſtſee⸗Z.“, daß unter den warſchauer 
Juden eine Ergebenheits⸗Adreſſe circulite und bereits viele Unterſchriften 
zähle, iſt unwahr. — Der „Dziennik“ iſt, ſeitdem Herr Pawliszezew 


Ref. Abg. v. Hoverbeck auch den es dürfe der Etat wegen bloßer 
vorübergehender Reparaturen nicht dauernd belaſtet werden. — Das Haus 
lehnt demgemäß die Erhöhung um 2000 Thlr. ab. — Hinſichtlich des ham: 
bürger Poſtens hebt der Regierungs⸗Commiſſar hervor, derſelbe ſtehe nur 
deswegen als Geſandten⸗Poſten auf dem Etat, weil ſeine Wichtigkeit 
durch die Zeitumſtände bedeutend erhöht worden ſei. Die Theuerung, welche 
in Hamburg herrſche, fordere ein höheres Gehalt. — Der Ref. erkennt an, 
daß das Leben in Hamburg koſtſpielig ſei. Wenn aber die Regierung aus 


deſſen Redaction leitet, in ſeinen Ausfällen gegen die Juden maßlos, 
dem Miniſter⸗Reſidenten einen Geſandten gemacht habe, fo bemerke er, daß und es iſt widrig, das erſte und große Regierungsblatt die niedrige 
der Reſident beſſer mit 7000 Thlr. exiſtiren könne, als der Geſandte mit 


Sprache ungezogener führen zu ſehen. 
zes au Das Dan 1700 die 5 5 — . Sprache ungezogener Jungen führen zu feb 
gleichen die beantragte Zulage von 6 r. für den Militärbevollmächtig⸗ P TA neee Cane aried Sen i 
ten in St. Petersburg. — Die 1 0 Titel dieſes Etats, ſowie der ganze F 3 75 8 8 
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Etat der Domänen⸗ und Forſtverwaltung werden ohne Bemerkung erledigt. Die proz. eröffnete ziemlich belebt zu 67, 30, hob ſich auf 67, 40, machte 
dann 67, 25 und ſchloß feſt zu 67, 40. Auch die anderen Werthpapiere 
waren feſt, wenngleich die Umſätze nur ſpärlich waren. Conſols von Mittags 
12 Uhr waren 91% gemeldet. Schluß⸗Courſe: Z3proz. Reute 67, 40. 
Italien. öproz. Rente 71, 80, Italien. neueſte Anleihe . Iproz. Spanier 
—, Iprz. Spanier —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Attien 397, 50. Credit⸗ 
Mobilier⸗Attien 1066, 25. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 526, 25. 

Wien, 9. Dezbr., Nachm. 12½ Uhr. Gute Tendenz. öprozentige 
Metalliques 74, 25. 4 proz. Metalliques 65, 25. 1854er Looſe 92, —. 
Bank⸗ Aktien 790, —. Nordbahn 172, 80. National⸗Anlehen 80, 90. 
Credit⸗Aktien 186, 10. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 186, —. London 
118. 80. Hamburg 89, 75 Paris 16. 80. Gold —. Böhmiſche Weſt⸗ 
bahn 158, 50. Neue Looſe 189, 80. 1860er Looſe 93, 75. Lomb. Eiſen⸗ 
bahn 250, —. 5 

Frankfurt a. W., 9. Dez., Nachim. 2% Uhr. Anfangs unentſchieden, 
gegen Schluß beſſere Tendenz. Finnl. Anleihe 83%. Schlu ⸗ourſe: 
Ludwiasbaſen⸗Berbach —. Wiener Wechſel 96%. Darmitädter Bant- 
Aktien 211. Darmſt. Zettel-B,mi 249%. proz. Metalliques —. proz. 
MNetalliques 53%, 1854er Yoofe 73%. Oeſterr. National⸗Aneihe 65 
Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb. Aktien —. Deſterreichiſche Bantanıbeile 766. 
Deſterreich. Credit⸗Attien 181%. Neuen öfterreih- Anleihe 77 K. Oenerr. 
„Aliſabetbabn 107. Mbein⸗Nabevabn 25%. Heſſiſche Ludwigsbahn 123. 

Hamburg, 9. Dez., Na dm. 2 Upr , N. Anfangs niedriger, ſchloß 
bei ziemlichem Geſchäft begehrt. Geld reichlicher. Wetter unangenehm. — 
Sthluh-Courje: National⸗Anl. —. Oeſterr. Credit ittien 76. Vereingvank 
104% B. Norddeutſche ank 101%. Mhemiſche 93%. Nordbahn 54½ B. 
Disconto 5, 4 5 45 

Hamburg, 9. Dezbr. Getreide in Folge der politiſchen und Geld⸗ 
verhältnifie flau, Frühjahrs⸗Weizen ab Dänemark 2—3 Thaler niedriger. 
W Kaffee ruhig. Zink verkauft loco 500 Ctr. beliebte Marken 
zu 78 1 
; ͤ—2 ß . 


Berliner Börse vom 9. Dezember 1863. 


Fonds- und Geld-Course. Eisenbahn-Stamm-Actien. 
Freiw. Staats-Anl. . 44 ½ % G. Dividende pre 881 lsa Zt. 


Der Vicepräſid. v. Unruh übernimmt den Vorſitz. Der letzte Gegenſtand 
der Tages⸗Ordnung ſei Wahlprüfungen. Abg. v. d. Leeden berichtet als 
Spezialreferent der VII. Abtheilung über die Wahlen im gten oppelner 
Wahlbezirk (Kreiſe Neuſtadt und Falkenberg), Abgeordneten Graf v. Francken⸗ 
Sierſtorpff und Pfarrer Mader. 2: 

Unter lebhafter Unruhe des Hauſes macht der Referent verſchiedene Be: 
denken geltend, die in der Abtheilung gegen die Wahlen einer Anzahl von 
Wahlmännern zur Sprache gebracht find und giebt dem Haufe Kenntniß 
von einem Proteſte gegen die Abgeordnetenwahlen, der verſchiedene geſetzwi⸗ 
drige Beeinfluſſungen der Wahlmänner, namentlich durch Bedrohung der 

ullehrer, Gemeindeſchreiber ꝛc. jo wie ſonſtige Unregelmäßigteiten bei der 
Wahl zur Sprache bringt. Die Abtheilung beantragt 1) die Beanſtandung 
der beiden Wahlen und 2) die Staatsregierung aufzufordern, über verſchie⸗ 
dene Punkte ſeitens der Behörden Auskunft zu fordern und die zeugeneidliche 
Vernehmung einer Anzahl beſtimmt bezeichneter Perſonen zu veranlaffen. 

Abg. Graf v. Francken⸗Sierstorpff bemerkt, daß der Proteſt in Be⸗ 
zug auf die Vorgänge bei der Wahl ſelbſt mehrfache Unrichtigkeiten enthalte 
und überhaupt nur von vier Perſonen unterſchrieben worden ſei. Er mache 
auf die Schwierigkeiten einer Neuwahl aufmerkſam, da in dem Wahlorte kein 

eeignetes Wahllokal vorhanden ſei, und die beſte Reſtauration z. B. die 
Apotheke ſei. (Heiterkeit.) Nachdem der Abg. Baſſenge (Lauban) den An⸗ 
trag der Abtheilung befürwortet, wird derſelbe mit großer Majorität ange⸗ 
nommen. 

Der Vicepräſident v. Unruh verkündet das Reſultat der Wahlen zur 
Staatsſchulden⸗Commiſſion. Es ſind gewählt: J) Präſident Grabow mit 
234, 2) der Abg. Hagen mit 230 Stimmen. Außerdem haben Stimmen er: 
halten: Abg. Frech 92, Abg. Michaelis 82, und die übrigen Stimmen ver⸗ 
theilen ſich auf die Abg. Reichenheim, Reichenſperger, Wagener (Neuftettin) 
u. A. Die beiden gewählten Mitglieder erklären ſich zur Annahme der Wahl 
bereit und verſichern auf den von ihnen geleiſteten Verfaſſungseid ſtrenge 
Erfüllung ihrer Amtspflichten. Da für das dritte Mitglied der Commiſſion 
die abſolute Majorität (136 Stimmen) nicht erreicht iſt, ſo muß zu einer 
engeren Wahl zwiſchen den Abg. Frech und Michaelis geſchritten werden. — 
Abg. Parriſi us 9 beantragt, die Wahl auf die morgende 
Sitzung — vertagen; das Haus lehnt die Vertagung ab und ſchreitet ſofort 
zur Wahl, deren Rejultat nach der Sitzung ermittelt und morgen dem Haufe 
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meinen Ganzen de Europas dabei zu Rathe zu ziehen, indem Preußen, da 
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er 1 lere. 
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die Eon kae ai Ira rage auf Shrerhung fein Med een ter Weiſe mit Wein und Cigarren und theilte ihnen mit, daß er Ur⸗ erb. Shit. Sgr. p. S 
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Gelber Weizen 52—57—61 Sgr. pr. Sad a 150 Pfd. Brutto. 
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ausgegangen, daß Staatsgelder nicht zur Verwendung bewillig „gern erſparen wolle. Er ſchlug ihnen daher v fie 3 Roggen 384042 Schlag⸗Leinſaat. 180170 190 


fen ohne klare Einſicht in den Zweck, oder, wenn diejer ? weck nicht ganz ſchreiben, die er bereits entworfen hatte, um ſich und ſie dadurch von R page 8 
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Si befriedigen ſuchen. — Die Leſer wiſſen, daß wegen der Inhafthaltung Fi 


. Beim Etat des Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten bemerkt Eisſtand. 
Regierun 175 Legationsrath Theremin: Der Herr Mimniſter⸗ des Erzbischofs Felinäfi die Kirchentrauer angeordnet ift, in Folge deren - ö 
8 1 g i weſenheit wegen i . An, WORT Fb e eee Verantwortlicher Redacteur: Dr Stein. 

** il In Ne m e Melegung ber eren 125 die Kirchenglocken verſummt find. Heute aber, am Tage Maria!“ —Druc don Graß, Barth und Comp. (W. Arie) in Breslau 
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